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Oft übersehen, deshalb jedoch nicht weniger 
prekär, ist die Strafvorschrift des § 18 Außen-
wirtschaftsgesetz (AWG). Jedes Unternehmen, 
das mit Gütern handelt, die von einem Ein- 
oder Ausfuhrverbot betroffen sein können, hat 
regelmäßig zu prüfen, ob Güter, Vertrags-
partner oder Länder, in die die Waren  
verbracht oder aus denen sie bezogen  
werden, von einer Sanktion des EU-Rechts 
betroffen sind. Anderenfalls droht eine  

Zuwiderhandlung gegen EU-Vorschriften. 
Diese ist nach § 18 Abs. 1 AWG strafbar und 
kann die Verurteilung der verantwortlichen 
Mitarbeiter zu einer Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.

Die strafrechtlich sanktionierten Verbots- und 
Genehmigungstatbestände betreffen neben 
der Ausfuhr von Waren beispielsweise auch 
den Kapital- und Zahlungsverkehr oder die 
Durchführung von Handelsgeschäften.

Nach § 18 Abs. 11 AWG wird lediglich nicht 
bestraft, wer bis zum Ablauf des zweiten 
Werktages handelt, der auf die Veröffent
lichung des Rechtsaktes im Amtsblatt der EU 
folgt, wenn er von einem Verbot oder einem 
Genehmigungserfordernis zum Zeitpunkt der 
Tat keine Kenntnis hat. Diese äußerst kurz 
bemessene „Schonfrist“ von zwei Werktagen 
sollte Anlass dazu geben, eine entsprechende 
Compliance-Struktur zu implementieren oder, 
falls bereits vorhanden, darauf zu überprüfen, 
ob sie die Vorgaben des AWG erfüllt. 

Weil Sanktionen aufgrund rapider geopoli
tischer Entwicklungen oft in kürzester Zeit 
verhängt werden, sollte eine stetige Über
wachung der Sanktionslisten stattfinden. Das 
gelingt entweder durch speziell konzipierte 
Software oder durch Hinzuziehung von  
Unternehmen, die mit der Sanktionslisten
prüfung betraut werden. Bei kleinen Unter-
nehmen kann darüber nachgedacht werden, 
ob eine tägliche manuelle Prüfung der Listen 
durch eigene Mitarbeiter genügt. In diesem 
Fall ist aber unbedingt die regelmäßige  
Prüfung zu Beweiszwecken zu dokumentieren.

Thorsten Waibel
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht
Geschäftsführender Partner
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// Internationales Steuerrecht

Standor tvor teile im internationalen Steuerrecht

// Unternehmen

Aufteilungsgebot in der Umsatzsteuer auf dem 
Prüfstand des EuGH

Bereits im vergangenen Jahr hat sich der 
Bundesfinanzhof (BFH) zu verschiedenen 
Detailfragen in Zusammenhang mit der Funk
tionsverlagerung und der Verrechnungs
preisbestimmung geäußert. Das Urteil enthält 
beachtenswerte Aussagen, wurde von der 
Finanzverwaltung bisher aber (noch) nicht 
offiziell veröffentlicht. Kürzlich erfolgte nun 
aber zumindest die Bekanntmachung durch 
den BFH selbst. Mit dem Urteil bekommt die 
praktisch relevante Diskussion der steuer
lichen Würdigung von Standortvorteilen  
neuen Schwung.

Ausgangspunkt der Thematik ist, dass Unter-
nehmen in unterschiedlichen Ländern ganz 
unterschiedliche Bedingungen vorfinden. 
Niedrige Lohnkosten, geringe Raumkosten, 
Subventionen, weniger Regulierung und  
andere Faktoren können zu Standortvorteilen 

Das deutsche Umsatzsteuerrecht kennt ein 
Aufteilungsgebot im Hinblick auf Leistungen, 
für deren einzelne Bestandteile unterschied
liche Vorschriften gelten.

So besteht ein Aufteilungsgebot für Beherber-
gungsleistungen: Nur die Übernachtung selbst 
unterliegt dem ermäßigten Steuersatz von 
7 %. Nebenleistungen, die nicht unmittelbar 
der Beherbergung dienen (z. B. Frühstück, 
Parkplatzgestellung, WLAN-Zugriff oder Fit-
ness- und Wellnesseinrichtungen) unterliegen 
dem Regelsteuersatz von 19 %. Das gilt selbst 
dann, wenn es sich wirtschaftlich gesehen 
um eine einheitliche Leistung handelt. Dieses 
Aufteilungsgebot kollidiert mit dem Grund-
satz, dass unselbstständige Nebenleistungen 
umsatzsteuerlich das Schicksal der Haupt
leistung teilen.

Während der Bundesfinanzhof (BFH) in der 
Vergangenheit die Auffassung vertrat, die 
bestehende Regelung sei unionsrechts
konform, zweifelt er mittlerweile daran und 
hat diese Frage deshalb dem Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) vorgelegt. Der EuGH 
muss entscheiden, ob der bisherige Vorrang 
des Aufteilungsgebots vor dem Grundsatz 
der Einheitlichkeit der Leistung, wonach  
eine unselbstständige Nebenleistung das 
Schicksal der Hauptleistung teilt, unions-
rechtskonform ist. 

führen. Eine Konzerngesellschaft in einem 
Land mit solchen Vorteilen kann z. B. zu 
günstigeren Preisen produzieren, als das in 
Deutschland möglich wäre. Im Rahmen der 
Verrechnungspreisermittlung stellt sich die 
Frage, wie diese Standortvorteile wirken. 
Liefert die ausländische Gesellschaft unter 
Anwendung der Kostenaufschlagsmethode 
mit einem moderaten Aufschlag an eine  
deutsche Gesellschaft, profitiert Letztere  
automatisch von den günstigeren Bedingungen 
im Ausland – mit der Folge eines höheren 
Steuersubstrats im Inland. Ein Ergebnis, auf 
das die Finanzämter in Betriebsprüfungen 
regelmäßig hinarbeiten. Auf Grundlage eines 
Urteils des Finanzgerichts Münster aus dem 
Jahr 2006 gelingt es dabei bisher in der  
Regel, zumindest eine hälftige Aufteilung der 
Standortvorteile zu erreichen.

Im Zusammenhang mit einer analogen Frage-
stellung, nämlich dem Aufteilungsgebot  
für Betriebsvorrichtungen bei ansonsten  
steuerfreien Vermietungen, hat der EuGH 
hinsichtlich der Vermietung eines Gebäudes 
samt den entsprechenden Betriebsvorrich-
tungen („Putenstall“) kürzlich bestätigt, dass 
eine einheitliche Leistung nicht künstlich  
aufgespalten werden darf. Wendet man  
diesen Grundsatz auch auf Beherbergungs-
leistungen an, spricht viel dafür, dass der EuGH 
das bisher bestehende Aufteilungsgebot zu 
Fall bringen könnte. Die Folge wäre, dass die 
gesamte Beherbergungsleistung dem ermäßig-
ten Steuersatz von 7 % unterliegen würde. 
Einen ähnlichen Fall stellt die Vermietung von 
Pkw-Stellplätzen im Zusammenhang mit einer 
steuerfreien Wohnungsvermietung dar.

Es empfiehlt sich, bei entsprechenden Sach-
verhalten vorsorglich gegen die Umsatzsteu-
erbescheide Einspruch einzulegen (ggf. inkl. 
Antrag auf Aussetzung der Vollziehung) und 
mit Hinweis auf die EuGH-Vorlage das Ruhen 
des Verfahrens zu beantragen. Somit könnte 
man für die Vergangenheit möglicherweise 
zu viel ans Finanzamt abgeführte Umsatzsteu-
er erstattet bekommen. Bei Leistungen an 
Privatpersonen könnte das unter Berufung 
auf eine andere EuGH-Rechtsprechung so-
gar ohne Rechnungskorrektur erfolgen.

Der BFH hat dazu nun klargestellt, dass es so 
einfach nicht ist: Standortvorteile sind konkret 
zu ermitteln und anhand des Funktions- und 
Risikoprofils zwischen den beteiligten Gesell-
schaften aufzuteilen. Besondere Bedeutung 
soll dabei der Marktmacht der Beteiligten 
zukommen, indem verfügbare Handlungs
alternativen berücksichtigt werden. 

Ob das Urteil zugunsten oder zuungunsten 
der Steuerpflichtigen wirkt, lässt sich nur für 
den Einzelfall beurteilen. Fakt ist aber, dass 
die Verrechnungspreisthematik wieder um 
eine Facette reicher ist, für die es keine  
pauschale Lösung gibt.
   

Anhebung der  
Freigrenze für  
Geschenke –  
Umsatzsteuerrecht 
zieht nach
Durch das Wachstumschancengesetz wurde 
zum 01.01.2024 die Freigrenze für den  
Betriebsausgabenabzug für Geschenke an 
Personen, die nicht Arbeitnehmer sind, von 
35 € auf 50 € angehoben. Der Spielraum 
für Geschenke an Geschäftspartner ist damit 
etwas größer geworden.

Die Finanzverwaltung hat nun für die  
Umsatzsteuer nachgezogen. So liegt von Be-
ginn des Jahres 2024 an keine steuerbare 
unentgeltliche Wertabgabe vor, wenn der 
Nettowert eines Geschenks 50 € nicht  
überschreitet. Die Zulässigkeit des Vorsteuer-
abzugs für Geschenke erweitert sich eben-
falls auf den 50-€-Rahmen, was sich aus dem 
Gesetzesverweis der Umsatzsteuer auf die 
Einkommensteuer ergibt.

Zu berücksichtigen ist dabei, dass die Gren-
ze pro Person und pro Geschäftsjahr gilt.  
Mehrere Geschenke, deren Wert zusammen 
50 € übersteigt, führen deshalb ebenfalls  
sowohl zum Betriebsausgaben- als auch zum 
Vorsteuerabzugsverbot.
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Grundsteuerreform und das Bundesmodell – 
es bleibt spannend!

KOMMENTAR

Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahr 
2018 das bisherige System der grundsteuer-
lichen Bewertung für verfassungswidrig  
erklärt, da es gleichartige Grundstücke  
unterschiedlich behandele und so gegen das 
im Grundgesetz verankerte Gebot der 
Gleichbehandlung verstoße. Aufgrund dessen 
wurde die Grundsteuerermittlung reformiert. 
Dazu gibt es ein sogenanntes, in Teilen recht 
pauschal vorgehendes, Bundesmodell,  
das von elf von 16 Bundesländern genutzt 
wird. Ein vom Bundesmodell abweichendes 
Modell kommt unter anderem in Bayern zur 
Anwendung.

Die Umsetzung der Grundsteuerreform  
befindet sich mittlerweile auf der Zielgeraden. 
In den vergangenen Wochen und Monaten 
haben zahlreiche Eigentümerinnen und  
Eigentümer vom Finanzamt den Bescheid 
über die Feststellung des Grundsteuerwerts 
bzw. die Grundsteueräquivalenzbeträge und 
den Bescheid über die Festsetzung des 
Grundsteuermessbetrags für ihren Grund
besitz erhalten. Ausstehend ist insbesondere 
noch die Umsetzung seitens der Kommunen, 
die noch keine Grundsteuerbescheide auf 
Basis der von den Finanzämtern festgestellten 
„neuen“ Werte erlassen und oftmals auch 
die ab dem Jahr 2025 geltenden Hebesätze 
noch nicht publik gemacht haben.

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte Ende 
vergangenen Jahres deutlich ernsthafte Zweifel 

an der Verfassungsmäßigkeit des Bundes
modells geäußert. Auf die Beschwerden der 
Finanzverwaltung hiergegen hatte sich nun 
der Bundesfinanzhof (BFH) damit beschäftigt. 
Gegenstand der aktuellen BFH-Beschlüsse 
waren die Bescheide zweier Grundstücks
eigentümer, die gerichtlich gegen diese  
vorgegangen waren, weil sie den mithilfe  
einer Vielzahl von Typisierungen und Pauscha-
lierungen ermittelten Grundsteuerwert für 
deutlich zu hoch hielten. Unter anderem 
wurden dabei die schlechte Zugänglichkeit 
des Grundstücks bzw. ein sehr schlechter 
Zustand des Hauses angeführt. In beiden 
Streitfällen kam der BFH nunmehr zu dem 
Ergebnis, es sei bei summarischer Prüfung 
nicht auszuschließen, dass die Grundstücks-
eigentümer jeweils aufgrund einzelfall
bezogener Besonderheiten den erfolgreichen 
Nachweis eines niedrigeren gemeinen 
Werts ihrer Grundstücke mit der erforder
lichen Abweichung zu den festgestellten 
Grundsteuerwerten führen könnten. Bei  
verfassungskonformer Auslegung der Bewer-
tungsvorschriften, so das Gericht, müsse die 
Möglichkeit eingeräumt werden, bei einer 
Verletzung des Übermaßverbots einen  
niedrigeren gemeinen Wert nachzuweisen, 
auch wenn der Gesetzgeber einen solchen 
Nachweis nicht ausdrücklich geregelt habe. 
Allerdings müssen die Betroffenen Abwei-
chungen von mindestens 40 % glaubhaft 
machen, damit es am Ende auch zu einer 
Korrektur der Steuer kommt.

Auch wenn eine abschließende Entschei-
dung über die Verfassungsmäßigkeit des 
Bundesmodells mit diesen beiden aktuellen 
Beschlüssen des BFH noch nicht verbunden 
ist, zeigt sich doch zusehends, dass auch die 
Gerichte die Grundsteuerreform zumindest im 
Wege des Bundesmodells durchaus kritisch 
sehen. Zwar weicht Bayern mit seinem Modell 
zur Bewertung von Grundvermögen signi
fikant vom Bundesmodell ab, doch ist davon 
auszugehen, dass auch das bayerische  
Verfahren noch vom BFH und gegebenenfalls 
auch vom Bundesverfassungsgericht über-
prüft wird.

// Unternehmen

Vorsteuerabzug bei einer Holding

Sofern sich eine Holding nicht auf das reine 
Halten und Verwalten von Beteiligungen  
beschränkt, also nicht als reine Finanzholding 
agiert, sondern als Führungs- und Funktions-
holding durch entgeltliche Leistungen an ihre 
Beteiligungen auf diese Einfluss nimmt, kann 
die Holding vorsteuerabzugsberechtigter  
Unternehmer sein.

Im Hinblick auf die von der Holding bezogenen 
Eingangsleistungen, für die ein Vorsteuer
abzug geltend gemacht werden soll, muss 
ein klarer Bezug zu den von der Holding  
erbrachten Ausgangsleistungen an ihre  
Beteiligungen erkennbar sein – wie das bei 
Geschäfts- und Buchführungsleistungen bei 
tätigkeitsbezogenen Sachkosten wie dem  
Erwerb von entsprechender IT-Hard- oder 
Software für die Buchführungsleistungen der 

Fall ist. Für Eingangsleistungen, die sich auf 
unternehmerische Allgemeinkosten der Füh-
rungs- und Funktionsholding selbst beziehen, 
kann ebenfalls ein Vorsteuerabzug geltend 
gemacht werden. Das betrifft insbesondere 
die Kosten der Gründung, Ausstattung und 
laufenden Unterhaltung einer Holdinggesell-
schaft und ihres Personals.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun in einem 
aktuellen Urteil diesen Grundsatz bestätigt, 
aber auch erneut Grenzen aufgezeigt. Der 
Vorsteuerabzug stehe einer Holdinggesell-
schaft aus von ihr bezogenen Leistungen 
bereits systematisch dann nicht zu, so der 
BFH, wenn die bezogenen Leistungen nicht 
der Holding selbst dienen oder im direkten 
Zusammenhang mit an die Beteiligung er-
brachten entgeltlichen Ausgangsleistungen 

stehen, sondern vielmehr Ausgangsleistungen 
der Tochtergesellschaft an ein drittes Unter-
nehmen zugutekommen. Im vorliegenden 
Fall hatte eine Holding, die als Führungs-  
und Funktionsholding einzustufen war, u. a. 
Architektenleistungen für von der Beteiligung 
zu erbringende Bauleistungen eingekauft und 
den Vorsteuerabzug geltend gemacht. Dieser 
wurde letztendlich durch den BFH versagt, 
da der kostenbezogene Zusammenhang von 
Ein- und Ausgangsleistungen der Holding 
selbst fehlte und auch keine Allgemeinkosten 
der Holding vorlagen.

Bei Holdinggesellschaften sind Eingangs
leistungen deshalb immer sehr sorgfältig  
daraufhin zu prüfen, ob tatsächlich ein 
Vorsteuerabzug möglich ist.

Elmar Mildenberger
vereidigter Buchprüfer, Steuerberater
Partner
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Zwei Neuzugänge zu unserer  
Par tnerschaf t

Das Selbstverständnis unserer Kanzlei  
war und ist bis heute, dass wir unseren 
Mandanten einen Berater aus unserem 
Haus zur Seite stellen, bei dem alle Fäden 
zusammenlaufen. So stellen wir sicher, dass 
keine Informationen verloren gehen und 

ATG INTERN

wir immer bestmöglich auf die Anliegen 
unserer Mandanten eingehen können. Bei 
unseren Unternehmensmandanten legen wir 
Wert darauf, dass dieser Berater auch selbst 
als Unternehmer tätig ist. Um uns dazu für 
die Zukunft aufzustellen, brauchen wir junge 
Kolleginnen und Kollegen, die neben ihrer 
fachlichen Expertise auch unternehmerisches 
Denken aufbauen. Wir schätzen uns glück-
lich, mit Simon Hitzelberger (links im Bild) 
und David Knies – beide Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater – solche Personen in 
unseren Reihen zu haben. Umso mehr 
freut uns, dass die beiden seit 1. Juli nun 
auch Teil unserer Partnerschaft sind und 
unsere Kanzlei damit zukünftig nicht nur 
fachlich, sondern auch unternehmerisch 
unterstützen werden.
 
Herzlichen Glückwunsch und viel Erfolg 
an die beiden Kollegen!

// Nachfolgeplanung

Grundstücksüberlassungen können 
Betriebsvermögensbegünstigung gefährden
Unternehmensvermögen wird unter bestimm-
ten Voraussetzungen bei Übertragung auf 
die nachfolgende Generation weitestgehend 
von der Erbschaft- und Schenkungsteuer  
befreit. Eine Rolle spielt dabei sogenanntes 
schädliches Verwaltungsvermögen, das unter 
Umständen trotz vollständiger Verschonung 
eine Steuer auslösen kann oder – im 
schlimmsten Fall – sogar dazu führt, dass 
Verschonungsmöglichkeiten versagt werden. 
Potenziell schädliches Verwaltungsvermögen 
sollte in Unternehmen deshalb unter ständiger 
Beobachtung stehen.

Zum schädlichen Verwaltungsvermögen  
gehören an Dritte vermietete Grundstücke, 
sofern nicht ein Ausnahmetatbestand greift. Die 
Ausnahmen beziehen sich auf Vermietungen 
im Konzern, Überlassungen im Rahmen von 
Betriebsaufspaltungen sowie Grundstücke im 
Sonderbetriebsvermögen.

Häufig übersehen wird dabei, dass nicht nur 
klassische Vermietungen von Wohnungen 
oder ganzen Gebäude(teile)n schädlich sein 
können. Auch kurzfristigere Überlassungen 
von aktuell nicht genutzten Immobilien oder 
Freiflächen führen zu Verwaltungsvermögen. 

Häufig kommt das vor, wenn Vorratsgrund-
stücke vorgehalten werden. Ebenfalls nicht 
zwingend unschädlich sind Überlassungen, 
die eng mit dem eigentlichen betrieblichen 
Zweck verbunden sind. Zu denken ist  
beispielsweise an Werkswohnungen. Nur für 
von Brauereien an Gaststätten vermietete  
Immobilien oder Tankstellengrundstücke ist 
eine ausdrückliche Ausnahme vorgesehen, 
weil die Vermietungen in diesen Fällen regel-
mäßig an Lieferverträge geknüpft sind. An 
Kunden vermietete Lagerflächen stellen nach 
Ansicht der Finanzverwaltung dagegen auch 
dann schädliche Grundstücksüberlassungen 
dar, wenn an die Mieter gleichzeitig Logistik-
dienstleistungen erbracht werden.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich diesem 
harten Kurs nun angeschlossen: Im Urteils-
sachverhalt ging es um den Betrieb eines 
Parkhauses. Der BFH entschied, dass auch 
die (kurzfristige) Überlassung der sich  
im Parkhaus befindenden Parkplätze eine 
schädliche Grundstücksüberlassung darstellt. 
Daran ist abzulesen, dass jegliche Art von 
Vermietungen in Zusammenhang mit einem 
Grundstück zu potenziell schädlichem  
Verwaltungsvermögen führt.

// Unternehmen

Hochpreisige  
Fahrzeuge im  
Betriebsvermögen

Die Besteuerung von Firmen-Pkw stellt ein 
häufiges Streitthema im Rahmen von Betriebs-
prüfungen dar. Wird dem Betriebsvermögen 
ein hochpreisiges Fahrzeug zugeordnet,  
besteht das Risiko, dass die Finanzverwaltung 
zumindest einen Teil des Abzugs der betrieb-
lichen Ausgaben sowie des Vorsteuerabzugs 
verwehrt. Dabei steht die Angemessenheit der 
Aufwendungen im Fokus. Die Angemessen-
heitsprüfung erfolgt für den Einzelfall  
und orientiert sich an der allgemeinen  
Verkehrsauffassung. Neben der Angemes-
senheit im betrieblichen Bereich (u. a. Größe 
des Unternehmens, Erforderlichkeit des 
Aufwands) ist auch die private Lebenssphäre 
zu berücksichtigen. Bei Betriebsprüfungen 
wird die Angemessenheit in der Regel  
bei Überschreiten von in der Rechtspre-
chung festgelegten Angemessenheitsgrenzen 
(2 €/km bzw. (Netto-) Anschaffungskosten 
von 100.000 €) infrage gestellt. Im Einzelfall 
kann der Betriebsausgabenabzug unter  
Umständen sogar in voller Höhe ausge-
schlossen sein.
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Unser Service  
im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch ältere Ausgaben
und weitere Informationsbroschüren finden Sie
unter unserer Internetadresse www.atg.de in der 
Rubrik „Kanzlei/Publikationen“.

Im Bereich „News“ veröffentlichen wir zudem  
die aktuellen Beiträge und weitere fachliche 
Neuigkeiten zum Nachlesen. Dort können Sie 
sich auch für unseren Newsletter anmelden.  
Sie erhalten diese Mandantenzeitung dann in 
digitaler Form.

Die oben stehenden Texte sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 
Komplexität und ständige Änderungen in der 
Rechtsmaterie machen es jedoch notwendig, 
Haftung und Gewähr auszuschließen.
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